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Antrag zur Änderung der Geschäftsordnung
Beschlussvorschlag:
Der Rat möge beschließen, das der § 12 „Anhörungen“ der Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschüsse und die Ausschüsse nach besonderen Rechtsvorschriften sowie die Ortsräte der Stadt Langenhagen im 2. Satz wie folgt geändert wird: 
„Der Beschluss bedarf der Mehrheit der anwesenden Ratsmitgliedern.“

Begründung:
Die in der Geschäftsordnung bisher getroffene Regelung, dass eine Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden Ratsmitgliedern bedarf, ist nicht mehr zeitgemäß und auch nicht im Sinne des Gesetzgebers, wie aus der Kommentierung des § 62 des NKomVG hervorgeht. 

„Mit der Zulassung von Ad-hoc-Anhörungen der Einwohner wird die gleiche Tendenz verfolgt wie bei einer weiteren, auf Vorschläge der Enquete-Kommission zurückgehenden, die Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinden und Samtgemeinden betreffenden Gesetzesänderung (siehe LT-Drs. 12/6260, S. 52; heute § 85 Abs. 5 NKomVG), nach der auch die vom Hauptverwaltungsbeamten durchzuführenden Einwohnerunterrichtungen (in der Form von Einwohnerversammlungen) so vorzunehmen sind, dass „Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung besteht“ (§ 85 Abs. 5 Satz 3 NKomVG). In beiden Fällen sollen die Teilhabemöglichkeit der Bevölkerung gestärkt, die Informationsgrundlagen der Mitglieder der Vertretung verbessert und die Akzeptanz getroffener Entscheidungen erhöht werden. (…)
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